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Nachgefragt bei Dr. Christoph Jäger 

«Es reicht nicht, nur gegen Windenergie zu sein» 
Laut einem Windkonzept des Kan-
tons aus dem Jahr 2011 gibt es ver-
schiedene Gebiete in Luzern, die für 
Windenergie als «interessant» dekla-
riert sind, wie etwa der Stierenberg. 
Seither planen Priska und Roland 
Wismer an einem bürgernahen Wind-
park mit drei Windrädern, die Ener-
gie für rund 4000 Haushalte liefern. 
Im November soll die öffentliche 
Auflage stattfinden. Soweit soll es 
laut den Gegnern aber nicht kom-
men. Mit einer Gemeindeinitiative 
wollen sie dem Projekt vorzeitig den 
Riegel schieben und Windräder im 
Bau- und Zonenreglement generell 
verbieten. Die Unterschriftensamm-
lung läuft noch bis am 20. Oktober. 
Der rechtliche Spielraum dafür ist 
aber sehr klein, wie es in einem aktu-
ellen Rechtsgutachten des Bundes-
amts für Energie heisst. Der «Anzei-
ger Michelsamt» hat beim Verfasser, 
Dr. Christoph Jäger, nachgefragt. Er 
nimmt Stellung zu den allgemeinen 
Rahmenbedingungen, nicht aber zum 
erwähnten Projekt. 
 
Christoph Jäger, Sie schreiben in Ih-
rem Rechtsgutachten, dass die 
Windenergie ist von nationalem In-
teresse und würdigen die verschie-
denen Kompetenzen zwischen 
Bund, Kanton und Gemeinden. Wer 
kann nun über einen Windpark ent-
scheiden? 
Das ist beim Thema der Windkraft 
ein sehr komplexes Zusammenspiel. 
Raumplanung und Bauwesen sind 
grundsätzlich Sache des Kantons und 
der Gemeinden. Bei der Zonenpla-
nung und Bauordnung hat die Ge-
meinde regelmässig eine grosse Auto-
nomie, es müssen aber alle Vorgaben 
von Bund und Kanton berücksichtigt 
werden, im vorliegenden Fall vor al-
lem auch die Energiestrategie 2050 
des Bundes. Die Gemeinde darf nicht 
gegen übergeordnetes Recht verstos-
sen. 
 
In Ihrem Gutachten steht wörtlich 
«Namentlich unzulässig sind Vor-
schriften, die dem nationalen Inte-
resse an der Windenergienutzung 
und dem Anlagebau in diesem Be-
reich generell widersprechen, solche 

Projekte faktisch im Vornerein aus-
schliessen…». Damit dürfte die Ge-
meindeinitiative aus Rickenbach 
bereits jetzt keine Chance auf Um-
setzung haben, oder? 
Ich kenne die Gemeindeinitiative 
nicht im Detail und möchte dazu kei-
ne Stellung nehmen. Generell lässt 
sich aber sagen: Wenn eine Gemein-
de ein berechtigtes Schutzinteresse – 
oder auch eine andere Nutzung – aus-
weisen kann, kann dies einem Pro-
jekt tatsächlich entgegenstehen. Sol-
che Schutz- und Nutzungsinteressen 
können durchaus auch eine soge-
nannte Negativplanung – also Zonen, 
die von bestimmten Anlagen freizu-
halten sind – rechtfertigen. Allerdings 
muss vor einem absoluten Ausschluss 
geprüft werden, ob die verschiedenen 
Interessen nicht miteinander in Ein-
klang gebracht werden können, etwa 
zum Schutz einer stark bedrohten 
Fledermaus kann man dem Rech-
nung tragen und würde vielleicht ein 
Abschaltszenario vorsehen, anstatt 
das Projekt generell zu verbieten. Zu 
berücksichtigen ist eben auch, dass 
die Förderung erneuerbarer Energien 
und auch der Windenergie seit der 
beschlossenen Energiestrategie 2050 
grundsätzlich von nationalem Inte-
resse ist. Man muss gleichgewichtige 
oder überwiegende, objektiv begrün-
dete Interessen entgegensetzen, wenn 
man einen Bau von Windrädern ver-
bieten will. Es reicht nicht, nur gegen 
Windenergie zu sein. 
 
Was meinen Sie mit berechtigtem 
Interesse? Können Sie ein Beispiel 
machen, welche Interessen ein 
Windrad-Projekt bodigen können? 
Schutz der Anwohner vor übermässi-
gem Lärm der Anlagen, Landschafts-
schutz, Schutz von Tieren und Pflan-
zen können durchaus Interessen 
sein, welche im Einzelfall einem 
Windanlageprojekt entgegenstehen 
können. Es kommt auf die örtlichen 
Gegebenheiten und Einzelfallum-
stände an. So kann Lärmschutz ein 
«Projektkiller» sein. Bestehen aber 
ab einer gewissen Distanz der Wohn-
siedlung zur Anlage keine übermässi-
gen Lärmimmissionen mehr, kann 
das Projekt realisiert werden. Weite-

res Beispiel:  Ist eine Landschaft im 
nationalen Interesse durch den Bund 
inventarisiert und geschützt, kann 
dies Windenergieanlagen in diesem 
Gebiet generell ausschliessen. Zwar 
sind solche Anlagen seit der Energie-
strategie 2050 auch hier nicht mehr 
absolut ausgeschlossen; es kommt 
zur Interessenabwägung, wobei die 
Schutzinteressen hier stark gewich-
ten. Ganz ausgeschlossen sind neue 
Windräder in bestimmten Biotopen, 
Wasser- und Zugvogelreservaten. 
 
Im Initiativtext der Gegner heisst es, 
dass der Stierenberg durch besonde-
re Zonen frei bleiben soll von «Bau-
ten und Anlagen sowie Nutzungen, 
welche das Landschaftsbild des 
Stierenbergs wesentlich verändern 
oder beeinträchtigen oder dem 
Zweck der Erholung der Bevölke-
rung und Schutz der Tiere wider-
sprechen.» Ein solch generelles und 
prophylaktisches Verbot dürfte es 
also schwer haben? 
Die Schutzinteressen müssen tat-
sächlich von der Sache her begründet 
sein und das Projekt aus überwiegen-
den Interessen ausschliessen. Wenn 
aber Schutzinteressen vorgeschoben 
werden, um einen Windpark zu ver-
bieten, stellt sich die Frage, ob ein 
Rechtsmissbrauch vorliegt und dies 
gegen die erwähnte Pflicht zur Förde-
rung von erneuerbaren Energien des 
Bundesrechts verstösst. Schutzanlie-
gen müssen klar definiert sein und es 
reicht nicht, einfach gegen Windener-
gie zu sein. Das Windenergie-Projekt 
muss Schutzgüter, wie Landschafts-
bild, Flora und Fauna, die Gesund-
heit, konkret verletzen und zwar et-
was, was dem nationalen Interesse an 
dieser Form der Energieproduktion 
mindestens gleichzusetzen ist. 
 
Aktuell werden Unterschriften ge-
sammelt. Kommt das Anliegen 
durch, liegt es an der Gemeinde, ei-
nen Text für die Änderung des Bau- 
und Zonenreglements zu formulie-
ren. Es kommt also sehr auf die For-
mulierung an? 
Vor allem auf die Begründung für die 
Schutzzone, welche Windkraftanla-
gen ausschliesst. Raumplanerische 

Massnahmen muss der Kanton prü-
fen und genehmigen. Der Umgang 
mit der Windenergie über den ganzen 
Kanton wiederum ist Gegenstand des 
kantonalen Richtplans, welcher 
durch den Bundesrat genehmigt wer-
den muss. Bei diesen Genehmigun-
gen wird stets auch geprüft, ob der 
Kanton und die betroffene Gemeinde 
die bundesrechtlichen Vorgaben, hier 
zur Förderung der Windenergie, ein-
halten und umsetzen. Ist dies nicht 
der Fall, droht im vorliegenden Fall, 
dass der Kanton die entsprechende 
Zone nicht genehmigt.  
 
Wurde schon versucht, ein Verbot 
von Windenergie an einem Standort 
rechtlich durchzusetzen? Gibt es ei-
nen Bundesgerichtsentscheid? 
Das wurde wahrscheinlich schwei-
zweit schon mehrfach versucht und 
dürfte vor allem aus politischen 
Gründen auch häufig gelingen. Die 
Schutzinteressen werden auch vom 
Bundesgericht (auch nach der Ener-
giestrategie 2050) weiterhin stark ge-
wichtet und müssen keineswegs im-
mer hinter die Nutzungsinteressen 
zurücktreten. Es ist aber eine fundier-
te Interessenabwägung erforderlich. 
Ein bekanntes Bundesgerichtsurteil 
betrifft die Windparkzone Schwy-

berg, Kanton Freiburg. Es erging al-
lerdings im Jahr 2016 und damit noch 
vor der Energiestrategie 2050. Auf 
dem Schwyberg waren neun Wind-
energieanlagen geplant. Das Bundes-
gericht hiess eine Beschwerde der 
Umweltorganisationen gut und wies 
das Projekt zur weiteren Prüfung zu-
rück, im Wesentlichen aufgrund einer 
unzureichenden Interessenabwägung 
mit dem Landschaftsschutz und der 
mangelhaften Prüfung von Alterna-
tivstandorten. Das Bundesgericht er-
achtete den Landschaftsschutz aber 
nicht als absoluter Hinderungsgrund 
für dieses Projekt, sondern verlangte 
einfach eine sorgfältigere Prüfung. 
Das zeigt, wie komplex die Dinge lie-
gen können.   
 
Welche Möglichkeiten haben die 
Gegner dann noch? 
Sie können gegen die Planung (Um-
zonung) und gegebenenfalls im Bau-
bewilligungsverfahren bei der öffent-
lichen Auflage Einsprache machen. 
Aber auch hier gilt: Erfolgsverspre-
chend ist das nur mit einer guten, in 
der Sache liegenden Begründung, ein 
Projekt muss gewichtige Schutzinte-
ressen verletzen. 
 

Interview: Sandro Portmann 

Beromünster 

Einblick in eine Zeit, als das Drucken noch Handwerk war 
550 Jahre Buchdruck in Beromünster: 
Kanti und Druckerei Wallimann 
luden am vergangenen Samstag zur 
Zeitreise ein. Wie entstand das erste 
Buch und wie drucken wir heute? Es 
gab tiefe Einblicke. 
 
Was man derzeit bei der Energie-wen-
de so verzweifelt sucht, ist in Bero-
münster vor 550 Jahren gelungen: Der 
Buchdruck war ein revolutionäres 
Speichermedium. Mit ihm wurde es 
möglich, Wissen zu speichern und 
weiterzugeben. Aber es war eine Kno-
chenarbeit: Bis Helias Helye mit dem 
«Mammotrectus» den ersten datierten 
Schweizer Druck herausgab, waren 
viele Jahre Vorarbeit nötig. 
Für das Jubiläumsjahr haben sich 
Schlossmuseum, Dolderhaus und 
Chorherrenstift zusammengetan und 
verschiedene Feierlichkeiten auf die 
Beine gestellt. Auch die Kantonsschu-
le Beromünster widmete sich dem 
Thema und öffnete am vergangenen 
Samstag, 19. September, ihre Türen 
für Besucher. Die Erfindung des 
Buchdrucks habe nicht nur die Ver-
breitung von Wissen beschleunigt, 
sondern auch das Verewigen von Wis-
sen im grossen Stil ermöglicht, wür-
digte Rektor Marco Stössel. «Ein 
Gymnasium wie die Kantonsschule 
Beromünster lebt von der Wissensver-
mittlung. Ohne Buchdruck könnte 
unsere Schule kaum auf ein so breit 
gestreutes und für die Nachwelt fest-

gehaltenes Sach- und Fachwissen zu-
rückgreifen», so der Rektor. In der 
Aula der Kanti konnten die Gäste bei 
verschiedenen Ateliers der ganzen 
Geschichte des Buchdrucks nachspü-
ren und etwas darüber hinaus. Höhe-
punkt war eine historische Druckpres-
se – ähnlich wie sie vor 550 Jahren in 
Gebrauch war. Die Besucher konnten 
sogar selber Hand anlegen und die al-
te Druckpresse betätigen, was auch 
gerne ausprobiert wurde. Bruno Alt-
herr von der Gutenberg-Werkstatt 
Reitnau erzählte von der Kunst des 
Buchdrucks. Die Druckpresse ist übri-
gens ein kleiner Filmstar. Sie war un-
ter anderem im Kinofilm zum Zwingli-
Aufstand zu sehen. 
 

Radiergummi-Copyright 
Der Buchdruck wurde in der Kanti 
von allen Seiten beleuchtet. Begon-
nen beim Papier, denn ohne Papier 
gäbe es keinen Druck. Es wurde ge-
zeigt, wie viele Schritte es braucht, 
bis der Papierschöpfer sein fertiges 
Produkt in den Händen hält und wie 
sich das Papier vom Papyrus bis zur 
heutigen Banknote entwickelt hat. In 
einem weiteren Atelier wurde der 
Blick auf die verschiedenen Arten des 
Drucks gelenkt – vom Körperdruck 
bis zum Radiergummi-Stempel. Der 
Stempel war das damalige «Copy-
right». Auch hier konnten die Besu-
cher selber ausprobieren und ihre Ini-
tialen in einem Stempel verewigen. 

Bei insgesamt zehn Ateliers wurde 
das Fachwissen weitergegeben. Es 
gab Einblicke in die Berufe des Illu-
minators, des Bildermachers, des 
Buchbinders oder des Vergolders. 
Themen wie «Herbarien», «Karten» 
und «Gewänder» rundeten den Blick 
auf die Druckgeschichte ab und mit 
dem Besuch bei der Wallimann 

Druck und Verlag AG machten die 
Gäste wieder den Schritt in die Ge-
genwart. Hier erhielten die Besucher 
einen Einblick in einen modernen 
Druckbetrieb. Beromünster befindet 
sich mitten in den Feierlichkeiten 
zum Jubiläum und verschiedene An-
lässe folgen, etwa die Museumsfahrt 
zur Gutenberg Werkstatt in Reitnau 

am Samstag, 26. September, oder die 
Münsterer Tagung im Stifststheater 
am Samstag, 24. Oktober. Übrigens: 
Das Logo zu den Feierlichkeiten ent-
stand aus einem Schülerwettbewerb 
an der Kanti Beromünster. Eine Jury 
wählte aus 45 Arbeiten den Linole-
umdruck von Lynn Egli als Sujet. 

Sandro Portmann

Die historische Druckpresse war ein Höhepunkt an der Kanti. (Bild: spo)

Dr. Christoph Jäger ist der Verfasser des Rechtsgutachtens Windenergie, 
Regelspielraum der Kantone. (Bild: zvg)
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